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Beiblatt zur ParlamentskorrcQPondynz. 8.Mai 1946. 

!nfrageiea~tw9rtung. 

In schriftlicher Beantwertung einer )~frage ie~ Abg.Geißlingur , 

und Gen. (ÖVP), betreffend aus raeeisllhen oder politischen Grunden gem8s8-

regelte Bedien~tete der ehemaligen Deutschen Reichsbahn bzw.der Österrcicr5··· 

schen Bundesbabnen, führte Bundesminister tt bel eis aus; 

Dio Grundlage für die Durchführung von Rehabilitierungen ~ildüt tcr 

§ 4 des Boamten-trberleitungegesetzea, St.G.:Bl.134!194S. Im Rahmen iiceer,Bc-

stimmungen wu.rden bisher 380 Wiedergutmaohungsfälle aus den Diens.:tltorEdchen 
verwaItung 

Wien und Niederösterreich der österreiohisohen staatecisdnbahn/bGhandelt. 

l(Jtrausgesehickt sei, dass nur solohe Fälle einer aufrechten Erledigung zugü­

führt w~~rdEm können, bei denen sich nach eingühender Prüfung des v·.rg(;br1.'-\ch-· 

ton Tatbosttmdes das Verhandonecin der für üine Rehabilitierung naoh dom Gesetz 

erforderlichen Veraussotzungon einwandfrei orgi~t; leider entsprcch~n nicht 

alle Ansuchen diosen Voraussotzungen, auch erheischt der im' Wesen der Di~€o 

gelegene Umstand Boachtung, dass dis RehRliliticrungs'(1el"ber über d&n Rahulün 

des § 4 des :Beamten-ttierlei tungsg€.se~zeB hä.ufig nicht bf:nlänglich infeI'miert 

sind und daher i~re vermein tlich be rOGhtigte.n Ansprüche ven vernherein ä.ur .... 

steigern. Die Rückführung der erhobenen Ansprüche auf das M~es des nach dür 

bezegenon Gesetzesvorschrift Zulässigen iietet-'.daher allzu häufig don lmlr: ss, 

gegen din staatseisenbahnverwaltung zu "l'nreeht den VO:l'WU1"f (;.liner onghürzig:<.::n 

u nd zurückhaltenden 13E:handlung der Rehabilitieringsansprliohe zu erhebE,n. 

Zu Punkt 1 der Anfrage wird festgestellt, dassdio in die Zeit· der 

J.us s erd1cnststllung fallenden Vorrüakungen und Beferderungen naoh§ 11.d8ljJ 

B.eamten-Ui er 1 oi tuni:::sgee et z es se Ib s tvorständlioh engereohnetwerdea, .J en~rdt.;run­

gen können in den Kreis d&r Wiedergn;utmaahungsmassnahna n autematisch jedoch nur 

dann einbezogen werden, wenn dE:ir von dem Bediensteten am 13.3.1938 ieklddetG 

Dienstposten ein Zeitaufetiegspoo ton war und der Bedi,.nstüte die nächst fälligG 

Zeitbeförderung nooh nicht konfiumiert hatto. Stellenboförderung6n dagegon können 

nur dann im Wiedergutmaohungswege zugebilligt werden, wenn es nahezu zweifellos 

feststbht, dB,SS der :Bedh,nstete nach M0.ssgab~ dur Lage des Fplles tatsächlich 

zum Zug€: gekommen wäre; solche nachträgliehe.Fest6tellungen bedürfen 0ingohen·­

der Überlegungen, um den allenfalls gegebenen gleichnrtigen Ansprüoh&n aus 

parallel gelagerten Fällen nicht vorlliugreifen; die urfol'dLrliche: Rekenstrukt1onon 

sind technisoh häufig durch den Mangül an geeigneten Unterlagen, verursacht 
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und a..nstig<:,;r :Jchelfo, s0hr 

erschwert. Dil:.· 'Pl:i.'i~rp.lE;; n l.uswei tung dor zu nrt.igen Massnahmen führi:.:nden 

"fiktiven Ann~,hmen", wi~ dies im :Punkt 2 ge'tert wiri, (mf flll c, G-emRssregel­

ten entb~hrt vererst der gesetzlichen GrundlLge. 

Es orscheiu ~elJ'lehl im Sinne des l'eamten-tr-el"l.eitungsgesetzesbe­

grü.ni~t als auch als eine unfllweieliehe Pflieht der staatseisen'iahnverwal-
" . '. ~ '".'". 

tune:, di.:: fachlichen ~elp.nge und hiedurch diE; Grundzüge einer ge.rdne~t::n Per-

senalwirtschaft zu Gunsten der Erferdernisse der Wi;;.Grgutm~,chung gempssTt;.;-­

ielter :Jediensteter nicht viHlig zuverne.chlääsigen, Gegen dieses Gehet 'wi',J'''':: 

die im:;?unkt 3 gpünschte Er_vi<.d teru.ng der F.r~crungsmassnahmen aus dem Ti t\',::' 

i.er RehRlilitierung dann verstessen, w~nn zugegt>lt..n wür"e, inss:Jedi;;nstet", 

'.i.cien fachlichen Erferdernissen in jeder Hinsi cht €ntsprechen, turch Be­

werber, die die;. Jewer'iungsbedingungen nur "annäherni erfüllen", gen~rf-]ll ver­

drängt werden; sclbstveretändlich dürfen diE:) als "noch traglare Nazi" Ic­

fundenen ~ediellliltet-l.m auf keine För~eruhg ihrer DiensteslltUfi/'!hn rechnenj ",Ien­

s_".'€nig Icsteht die ,Alsicht , "andere Elem<nte zw .;ifelhaft er Gesinnungl1 zu 

schweIf"und einer)ev.r~ugten LaufO~hn t()ilhRftig werien zu lassen. Die:le­

:rü9ksichtigung G~me!3sregelterlei r.sttnQes6t~:g.ngen im Ausschreil\lngsweg er-
,'-" ,der" ,-'~-, ~ ,": "" ' :. '",.,-';', "":''.:_.,,:,:,': ':,:" '"'' "~i ',", ',.' " ' 

gibt ~ich, wenn ft\~mg und o.i8 senstig"nAussehl'eilunga)edingungen Alle in f'iI)'t' 

4.io .~urteilung nicht zureichen, ven eielIst . ' ' ',' 

Die im:l'linkt.5 geferderteVerech1slunj; .. er Altersgrenze um lie Zeit­

dauer" .. er Mf:ssregelung könnte erst im Zug der Fest:I,.egung aer ~ünftigenAblau':"" 

Ill86enahinen I"lttuell werden. 
, \ 

JieVersch?ift'des §:4 de~ieaiIlten-'Uierl.eitungsgElsetzes istvtn .. ern 

Grundsatz 'eherrscht, , dass N'aohzahlungEm entgangener Bezüge nicht zusteh(n~ 
, 'der 
'I8zugszp.hlungen in v~llerHöhedurc1&UieWiedergutmp.chung 'iedingttt .. finanziellen 

Au~wirkUngen einiiaher' erst 'ven iem ZtitpUhkt,er Wieieraufriahme 1ndE:n:Jienst .. 

stand zulässig, seferne nicht • im Einzelfalle lis zum 1.5.t'45rücpürkente" 

~ef.ri€rutl«en je:: nE1ch der'Lage des 'lalles' Zti6rk,;nrit vterienkennt i:m ~ 'J'li e 'l'lüs­

sigmC'chungder Unterschieds.eiräge auf, Grund' der"~E,zugs~lrechnti.l'J.geri ,für MG::', 

Juni und Juli 1945 ist 'durch die: Anerdnungen des ~untesministEJri.l,l.fus für Finan­

zen gelundcn und'durch de,n Zeitpunkt, derM~ldung zUm Di(jIlst~:rl'tri tt )estimmt, 

ehe staatseisenlahIlvervmltung ist nicht in der Lagc,;wie laut pUnkt 6 

gcfi8rd8rt wird, " einseitig ü.el' die erwähriten: Weisul'l.genhinwegzugehen; g,efiü<ih.:l 

teteNazi erhielten, zumindest in "en :lerci6henWien'urid. N±ederiisterrGich, 

keinerlei Nochzphlungen;;diesbe:llüglichdürfteein Irrtum der:RerrenAnfr,~ge;.. 
sty,ll~r vorliegen., 
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3. Beiblatt~ •• MRi 1946. 

:Jie Gener.aldirektien der.Österreichischen Staatseisenbahnen 

hat eine Netiregelung des Unterstützungswesens b~reits in Äusarleitung gsnemmen, 

um Bediensteten, die unverschuldeterm~ssen in Notlage geraten sind,;. wie früher 

durch ~ewä.hrung " einme.liger Unterstützungen RUS Betriebsmitteln" ieisprinzen 

zu können. ]i~ Mi t·t (;1, elie seitens des finanziellen Dienstes im R&hm:;:;n deS 

V.ranschlages für. Unterstützungen zur Verfügung gestellt werden können, sind. 

alleriings nicht weitreichend, sodass aus diesen Mitteln umfess",nde .AktioD.::n 

zur Linderung der durch die KriE.;gseinwirkungen h8rvorgerufEmcn Nttt lag~; kaum 

gedeckt werden können. Es wurde ferner aueh die Wi eder?l.ufnahme der GeWs.hrl,mg 

ven Gehaltsvorschüssen in :Erwägung gE-z,gen; in diesoam Fall 'idrd daren g'E:!cL' .... b1~ , 

G8haltsverschüsse auch gegen mässige Zinsen, also gewissermassen im Darlo~lns­

weg, zu verg~ben, untEor dh-:ser V~*aussetzung würde es möglich s\:in, die Y::-'-

. schuss gewährung -.bne sonderlich~ Belastung des Pbrs.naletats freizügiger 
" .'. 

'zu gestalten. 
, 

Im u..rigen wird in diesem Zusamrnenll,arig darauf hingQ';·'iesen, 

q.iJss ",:hemaligen Schutzhä.ftlingen im Sin:..1(: einer Anirdnung des J'llnd,:;skanz~cr­
: amtes e.uf Ansuchen Unterstüt2itlnge~ im Betrag;;; eines dr(;io.natli~hen M.nats-

/ , 
~ bruttegehaltEls bis zUm Höchstbetr!;lge. von S 500.~ ausbezahlt werden. S. weit 

fimmzielle Mittel, Einrichtungs- und Bedarfsgog.mstände vorhEmden waren, 

hat d.as W.hlfahrtsamtdcr Gt:li.craldirektion di)r Österreichiachcn St:.:>:ptseiscn­

~ahnen mit dsm "Wenigen helfend eingegriffen. 
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